
Vorhabenträger: Familie Kutschenreuter

Qualisch Nord 3

02943 Weißwasser

B.1 ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 4, 16 - 21 a BauNVO)

B 1.1. Auf den Grundstücken im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die im § 4 (Allgemeines Wohn-

gebiet) Abs. 2 BauNVO aufgeführten Nutzungen zulässig.

B 1.2. Die unter § 4 Abs. 3 BauNVO (Allgemeines Wohngebiet) aufgeführten Nutzungen können

ausnahmsweise zugelassen werden, wenn sie dem Gebietscharakter nicht wiedersprechen.

(gem. § 1 Abs. 3 BauNVO)

B 1.3. Im gesamten Geltungsbereich des B-Planes sind Tankstellen unzulässig.

(gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO)

B 1.4. Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulässige Grundfläche von Garagen und Stellplätzen mit ihren

Zufahrten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO um bis zu 50 vom Hundert überschritten

werden. Eine weitere Überschreitung der zulässigen Grundfläche wird ausgeschlossen. Die Regelungen

des § 21a Abs. 3 BauNVO kommen nicht zur Anwendung.

B 1.5. Gemäß Einschrieb im Plan (Nutzungsschablone) beträgt die Traufhöhe 4,50 m. Unterer Bezungspunkt

ist die Erdgeschossrohfußbodenhöhe. (gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

B 1.6. Die Eingangsfußbodenhöhe darf höchstens 0,8 m über der Straßenoberkante der öffentlichen

Verkehrsfläche, auf der Frontseite des Grundstücks (gemessen auf der Straßenbegrenzungslinie in der

Grundstückmitte) liegen.

B.2 SONSTIGE FESTLEGUNGEN

B 2.1. Das Gebiet wird mit einer Trennkanalisation erschlossen.

B 2.2. Entsprechend der Baugrundverhältnisse ist zu differenzieren:

- Baugebiet 1 - auf den Grundstücken anfallendes Regenwasser ist 

weitestgehend auf den Grundstücken zu versickern bzw. zur 

Wiederverwendung zu sammeln.

- Baugebiet 2-11 - werden an eine Regenwassersammelleitung angeschlossen 

welche in die Regenwasserleitung der Straße "Qualisch" mündet.

- Der Anschluss des seitlichen Gerinnes erfolgt an die an die 

Regenwassersammelleitung

B 2.3. Flächen für Garagen/ Carports

     Garagen/ Carports sind in einem Abstand von mindestens 5.00 m zur Straßenbegrenzungslinie

zu errichten. (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 21 a BauNVO)

B.3 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

B 3.1. Für Fassadenflächen keine grellen Farben (weiß) sondern nur gebrochene Farbtöne verwenden.

Das gilt nicht für Fensterrahmen, Wintergartenrahmen, Außentüren, Holzverschalungen an 

Dachunterseiten, bei Trauf- bzw. Ortgangsüberständen. (gem. § 89 Abs. 1 SächsBO)

B 3.2. Die Dachdeckungen der Hauptgebäude sind in kleinformatiger Deckung vorzugsweise in roten 

bis rot-braunen Farben auszuführen. Weiterhin sind zulässig Anthrazite Deckung.

(gem. § 89 Abs. 1 SächsBO)
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Stadt Weißwasser

1. vereinfachte Änderung Bebauungsplan "Qualisch II"

Satzungsexemplar

M 1 : 500

Teil A - Planteil und Zeichenerklärung

Teil B - Textliche Festsetzungen

Teil C - Nachrichtliche Hinweise

RECHTSGRUNDLAGEN

"Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I S. 954) geändert worden ist"

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)

"Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), die

durchArtikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) geändert worden ist"

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

(Planzeichenverordnung - PlanZV)

"Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die durch Artikel 2 des Gesetzes

vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) geändert worden ist"

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)

"Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 100 des

Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist"

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten

(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG)

"Bundes- Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 30

des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist"

Sächsische Bauordnung (SächsBO)  vom 28. Mai 2004, SächsGVBl. S. 200, zuletzt geändert durch Artikel 4

des Gesetzes vom 2. April 2014 (SächsGVBl. S. 238, 322)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege im Freistaat Sachsen (Sächsisches

Naturschutzgesetz - SächsNatSchG) Vom 6. Juni 2013, Rechtsbereinigt mit Stand vom 1. Mai 2014

GRZ (Grundflächenzahl)

gem. § 19 BauNVO

GFZ (Geschossflächenzahl)

gem. § 20 BauNVO

Bauweise

gem. §§ 22 BauNVO

Traufhöhe als Höchstmaß

gem. § 16 Abs. 4 BauNVO

Haustyp

gem. § 22 BauNVO

Eingangsfußbodenhöhe als Höchstmaß

gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Dachform

gem. § 89 SächsBO

Dachneigung

gem. § 89 SächsBO

10.0

Verfasser: Grontmij GmbH

Muskauer Straße 15

02956 Rietschen

Geltungsbereich: 0.232 ha 

Gemarkung : Weißwasser

Flur: 5

Flurstück: 52/16 tlw., 52/18 tlw.

Bearbeiter: Frau Berger

Telefon: 035602 - 22097

Datum: 29.07.2014
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Empfohlen werden:

Deutzia "Monte Rose" Deutzie Calystegia Sepium Zaunwinde

Spiraea greinem Spirea Clematis vitalba Waldrebe

Genista tinctoria Färber - Ginster Humulus Iupulus Hopfen

Viburnum opulus Schneeball Hedera helix Efeu

Teil C - Nachrichtliche Hinweise

C 1. Baugrund

Es werden aufgrund örtl. Bodenverhältnisse Baugrunduntersuchungen empfohlen. Werden schädliche

Bodenveränderungen i.S. § 2 Abs. 3 BBodSchG festgestellt, sollte unverzüglich das Umweltamt

informiert und die weitere Verfahrensweise abgestimmt werden.

Im Planungsgebiet sind derzeit keine Altlastenverdachtsflächen bekannt. Sollten im Rahmen der

weiteren Planungen und Baumaßnahmen Altlastenverdachtsflächen oder schädliche

Bodenveränderungen bekannt bzw. verursacht werden, so ist dies gemäß § 10 Abs. 2 SächsABG

unverzüglich der Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde (LRA Görlitz, Umweltamt) mitzuteilen. Es

sind dann umgehend Sicherungsvorkehrungen zu treffen, die ein Ausbreiten der Kontaminationen

verhindern.

Das zur Bebauung vorgesehene Gelände liegt im archäologischen Relevanzbereich der Gemeinde

Weißwasser. Rechtzeitig vor Beginn der Erschießungs- und Bauarbeiten müssen deshalb im gesamten

betroffenen Areal vorbereitende archäologische Grabungen durchgeführt werden, um Klarheit über Art

und Umfang der archäologischen Substanz zu erhalten. Nur so lassen sich  Planungssicherheit

gewährleisten und Bauverzögerungen vermeiden. Die Kosten der vorbereitenden archäologischen

Grabungen und der eventl. folgenden flächigen Ausgrabungen hat der Verursacher (Bauherr)

im Rahmen der Zumutbarkeit zu tragen.

- Das Landesamt für Archäologie ist vom exakten Baubeginn (Erschließungs-, Abbruch-, 

Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens drei Wochen vorher zu informieren. 

Die Baubeginnsanzeige soll die ausführenden Firmen, Telefonnummer und den 

verantwortlichen Bauleiter nennen.

- Die ausführenden Firmen sind auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 des 

Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen (SächsDSchG)

hinzuweisen.

- Das Landesamt für Archäologie weist darauf hin, dass das Vorhaben in einem archäologischen

Relevanzbereich liegt. Es kann zu baubegleitenden Untersuchungen kommen.

Bauverzögerungen sind dadurch nicht auszuschließen.

C 2. Bodenschutz

Für die weitere Planung und die Bauausführung gelten zum Erhalt des Bodens die Gesetzesgrundlagen

§ 202 BauGB i.V. mit § 1 BBodSchG.

- Das im Zuge von Aushubarbeiten anfallende unbelastete Bodenmaterial ist einer Wiederverwertung

zuzuführen. Eine Entsorgung und Deponierung ist nur im Ausnahmefall und nach Zustimmung durch

die zuständige Abfallrechtsbehörde zulässig.

- Zwischenlager von Böden sind in Form von trapezförmigen Mieten so anzulegen, dass Verdichtungen,

Vernässung und Erosion vermieden werden. Die Mietenhohe ist dazu auf die Konsistenz des Bodens,

die Bodenart und den Gehalt an Humusstoffen abzustimmen.

- Nach § 202 BauGB ist der Mutterboden im Bereich der Baumaßnahme zu Beginn derBauarbeiten

getrennt zu sichern.

- Der Unterboden ist getrennt nach Bodenarten zu gewinnen und entsprechend seiner Kulturfähigkeit

einzusetzen.

- Durchmischungen unterschiedlicher Bodenarten und Verunreinigungen mit Abfällen und Reststoffen

sind nicht zulässig.

- Anschüttungen von Böschungen und Auffüllungen zum Zwecke des Reliefausgleiches sind auf die

lokalen Bodenarten abzustimmen. Überschüttungen oberer mit tiefer gebildeten Böden sind nicht

zulässig.

- Bautätigkeit und Baustellenverkehr sind auf das Gelände der eigentlichen Bautätigkeit zu 

beschränken. Freiflächen sind vom Baustellenverkehr freizuhalten.

- Nebeneinrichtungen, wie Zufahrten, Ablagerungsplätze für Baumaterial und Baustellencamps sind nach

Bauende vollständig und unter Wiederherstellung der ursprünglichen Bodenverhältnisse zu beseitigen.

C 3. Immissionsschutz

Bei der Planung von Feststofffeuerungsanlagen wird hinsichtlich der Schornsteinhöhen sowie von

Austrittsöffnungen der Schornsteine auf § 19 der 1. BImSchV und bei der Planung von Öl- und

Gasfeuerungsanlagen kleiner 1 MW Feuerungswärmeleistung auf § 22 BImSchG i. V. m. VDI 3781 Blatt

4 Nr. 2.3.1.1 verwiesen.

Bei geplanter Aufstellung von Luft-Wärmepumpen werden vorsorglich die Beachtung des „Leitfadens

für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ (Bund/ Länder -

Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz) sowie die Einholung einer schalltechnischen Beratung im

Vorfeld empfohlen.

C 4. Grundwasser

Bei der baulichen Erschließung des Wohngebietes sind im Fall des Antreffens von Grundwasser

die §§ 48 und 49 WHG zu beachten.

B 3.3. Die Einfriedungen zu den Verkehrsflächen sind als Holzzaun, Hecke oder beidseitig 

eingegrünten Maschendraht auszuführen. (gem. § 89 Abs. 4 SächsBO)

B 3.4. Stellplätze für Müllbehälter sind mindestens 3.00 m von der Straßenbegrenzungslinie zu 

errichten. Sie sind einzugrünen oder einzuhausen.

B 3.5. Flüssiggasbehälter sind durch geeignete Maßnahmen (Teilversenkung, Eingrünung) dem 

Blickfeld von Verkehrsflächen zu entziehen. (gem. § 89 Abs. 4 SächsBO)

B 3.6. Webeanlagen sind nur an der Stätte der eigenen Leistung zulässig. Suggestiv-, Einrichtungs- 

und sonstige Werbeanlagen sind im Geltungsbereich des B-Planes unzulässig. Werbeanlagen 

mit wechselndem Licht sind unzulässig.(gem. § 89 SächsBO)

B 3.7. Brandschutz

Im Baugebiet 3 sind in der entsprechend gekennzeichneten Fläche Wohngebäude mit einer 

funkensicheren Feuerungsanlage auszustatten.

Hydrantenstandorte sind mit der örtlichen Feuerwehr abzustimmen, der Abstand der Hydranten

unterereinander hat max. 150 m zu beantragen. Im Qualisch Nord ist ein Löschwasserhydrant an

geeigneter Stelle zu errichten und in Betrieb  zu nehmen. 

Die Feuerwehrstand- und Bewegungsflächen sind entsprechend DIN 14090 nachzuweisen.

B.4 GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNG

B 4.1. Minimierung der Flächenversiegelung

Zur Flächenbefestigung sind Beton- und Schwarzdecke unzulässig.

Die Grundstückszufahrten, Gehwege und Terrassen sind in Betonverbundsteinpflaster oder Holz 

auszuführen. Für PKW-Stellplätze und Car-Port-Befestigungen sind Rasengitterplatten oder 

Öko-Pflaster zu verwenden.

Für die Regenwasserentsorgung des Baugebietes 1 sowie der daran angrenzenden 

privaten Straßenbereiche gilt:

- Das kaum belastete Regenwasser von Dächern ist unmittelbar vor Ort über Sickerschächte,

Drainleitung, Gerinne, Tümpel bzw. über Sammlung in Zisternen zur Entnahme zum Gießen oder

Versickern im Garten abzuführen.

- Das Oberflächenwasser von den teilversiegelten Flächen ist über seitlich angeordnete Rasenmulden

abzuleiten und zu versickern.

- Übrige Bereiche sind aufgrund der Baugrundverhältnisse an die Regenwassersammelleitung

anzuschließen.

B 4.2. Pflanzbindung von einheimischen Bäumen und Sträuchern

Zur Minimierung der Beeinträchtigung des Ortsbildes ist das Plangebiet einzugrünen.

Als Licht- und Windschutz sind an der westlichen Peripherie des Plangebietes zum 

benachbarten Wiesenraum hin Sträucher/ Begrenzungshecken zu setzen und aufzuziehen.

Empfohlen werden:

Acer campestre Feldahorn Rubus idaeus Himbeere 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel Rubus fruticosus Brombeere

Corylus avellana Haselnuß Rosa canina Hunds-Rose

Crataegus monogyna Weißdorn Ribes nigrum Schw. Johannisbeere

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen Salix caprea Sal-Weide

Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche Salix cinerea Grauweide

Prunus avium Vogel-Kirsche Salix viminalis Korb-Weide

Prunus spinosa Schlehe Sorbus aucuparia Eberesche

Rhamnus catharticus Kreuzdorn Viburnum opulus Schneeball

B 4.3. Gebot um Ersatz der überplanten Streuobstwiese

Mit dem künftigen Wohnstandort "Qualisch II" werden zwei Streuobstwiesen überplant, die nach 

§ 26 Abs. 1 Nr. 6 SächsNatSchG unter besonderem Schutz stehen.

Die untere Naturschutzbehörde hat die Ausnahmegenehmigung auf Nutzungsänderung mit 

folgenden Nebenbestimmungen erteilt:

- Die Fällung der Obstbäume erfolgt in den Wintermonaten vom 01. Oktober bis 28. Februar

- Als Ersatz ist eine 600 m² große Fläche auf dem B-Plan-Gebiet mit mindestens 11 

hochstämmigen Obstbäumen zu bepflanzen und mit einer Wiesenkräutermischung einzusäen.

- Die Streuobstwiese ist extensiv zu nutzen und dauerhaft zu erhalten.

Gehölzempfehlung Pflanzqualität StU

Malus domestica Kultur-Apfel Ballenware/ Hochstamm 08-10 cm

Prunus domestica Kultur-Pflaume Ballenware 08-10 cm

Pyrus communis Kultur-Birne Ballenware/ Hochstamm 08-10 cm

Cerasus avium Süßkirsche Ballenware 08-10 cm

B 4.4. Pflanzbindung für großwachsende,  wirksame Solitärgehölze

Es ist je Parzelle ein Hausbaum zu pflanzen und aufzuziehen.  Zu verwenden sind standortgerechte 

einheimische Laubgehölze (siehe Pflanzliste). Es erfolgt keine Standortfestsetzung.

Gehölzempfehlung Pflanzqualität StU

Malus domestica Kultur-Apfel Ballenware/ Hochstamm 08-10 cm

Prunus domestica Kultur-Pflaume Ballenware 08-10 cm

Pyrus communis Kultur-Birne Ballenware/ Hochstamm 08-10 cm

Cerasus avium Süßkirsche Ballenware 08-10 cm

Betula pendula Hängebirke Ballenware 10-12 cm

Tilia cordata Winterlinde Ballenware 10-12 cm

Acer pseudoplatanus Bergahorn Ballenware 10-12 cm

Crataegus leavigata Rotdorn Ballenware 10-12 cm

Quercus petraea Traubeneiche Ballenware 10-12 cm

B 4.5. Gebot zum Schutz von Bäumen und Pflanzbeständen

Erfolgen Hoch- oder Tiefbaumaßnahmen in unmittelbarer Nähe zu erhaltender Baumbestände, so sind

diese während der Bauzeit wirksam zu schützen. Gem. DIN 18920 (Schutz von Bäumen,

Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen)

Es wird darauf hingewiesen, daß in der Zeit vom 1. März bis 30. September Fällungen

gem. § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG verboten sind. Die vorhandenen Einzelbäume sollten nach

Möglichkeit erhalten werden; bei notwendigen Fällungen ist die Genehmigung der Stadtverwaltung

Weißwasser einzuholen und der Ausgleich entsprechend Baumschutzverordnung durchzuführen.

B 4.6. Es ist zu beachten, dass bei geringerem Abstand (10 m) von großkronigen Bäumen zu Fenstern von

Wohn- und Aufenthaltsräumen ggf. Probleme hinsichtlich unzureichenden Tageslicht- beleuchtung

auftreten können.

B 4.7. Gebot zur Fassadenbegrünung

Zur Vermeidung der Wärmeabstrahlung der Fassadenflächen sind mind. 10% der Außenwandflächen

von Wohn und Nebengebäuden mit Kletterpflanzen oder Spalierobst zu begrünen. Sie können

wesentlich zu einem grünen Ortsbild beitragen. Bei der Bepflanzung der Fassaden sind Wurzelkletterer

(z.B. Efeu, Kletterhortensie), Rankenpflanzen (z. B. Waldrebe, wilder Wein oder Weinrebe),

Windepflanzen (z. B. Geißblatt, Schlingenknöterich oder Pfeifenwinde), Spreizklimmer (z. B.

Kletterrosen) oder Spaliergehölze zu verwenden.

B 4.8. Mülltonnenstandorte sind nicht im Straßenraum vorgesehen, sondern ausschließlich auf den privaten

Grundstücken. Hier sollten sie zur besseren Eingliederung in die Freiraumgestaltung mit Hecken,

Sträuchern bzw. durch die Errichtung von Pergolen und deren Bepflanzung mit Klettergehölzen

eingegrünt werden.

ÜBERSICHT

Geltungsbereich "Qualisch II"

Geltungsbereich

1. vereinfachte Änderung "Qualisch II"

Teil A - Planteil - Bebauungsplan M 1:500

Plangeber: Stadtverwaltung Weißwasser

SG Stadtplanung

Marktplatz

02943 Weißwasser

VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss

Der Aufstellungsbeschluss erfolgte in der Stadtratssitzung der Stadt Weißwasser/ O. L. am 29.01.2014.

Die ortsübliche Bekanntmachung dieses Beschlusses erfolgte im Amtsblatt der Stadt Weißwasser/ O. L.

Nr. 02/2014 am 14.02.2014.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Beteiligung Raumordnungsbehörde

Die für Raumordnung und Landesplanung zuständigen Behörden ist beteiligt worden.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie die

Nachbargemeinden sind gemäß § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme mit

Schreiben vom 24.02.2014 aufgefordert worden.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Öffentliche Auslegung

Der Stadtrat hat am 29.01.2014 den Entwurf der 1. Änderung im vereinfachten Verfahren in der Fassung

vom 24.06.2013 mit seiner Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. Der Entwurf hat in der

Zeit vom 24.02.2014 bis zum 24.03.2014 öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem

Hinweis, dass Bedenken und Anregungen  während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur

Niederschrift vorgebracht werden können, am 14.02.2014 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Abwägungs- und Satzungsbeschluss

Die Stadtrat hat in der Sitzung am 24.09.2014 die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen

der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden geprüft.

Das Ergebnis ist mit Schreiben vom 17.10.2014 mitgeteilt worden.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes "Qualisch II" in der Fassung vom 29.07.2014 wurde am 24.09.2014

vom Stadtrat der Stadt Weißwasser/ O. L.. als Satzung beschlossen.

Die Begründung vom 29.07.2014 wurde mit Beschluss der Stadtratssitzung der Stadt Weißwasser/ O. L..

am 24.09.2014 gebilligt.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Ausfertigung

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird hiermit ausgefertigt.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Inkrafttreten

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes "Qualisch II" wurde im Amtsblatt der Stadt Weißwasser/ O. L.

Nr. ...... vom .................. in Kraft gesetzt.

In der Bekanntmachung ist die Stelle, bei der dieser Bebauungsplan und seine dazugehörigen Bestandteile

während der Dienstzeiten auf Dauer von jedermann eingesehen werden können und über deren Inhalt

Auskunft zu erhalten ist, gemäß § 10 Abs. 3 BauGB benannt worden.

Auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften (§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

und 2 BauGB), von Mängeln in der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

auf die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2

sowie Abs. 4 BauGB ist hingewiesen worden.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes "Qualisch II" ist am .................. in Kraft getreten.

Weißwasser/ O. L., den Siegel Unterschrift

Nachrichtliche Übernahme Liegenschaftsgrenzen

Die Darstellung der Liegenschaftsgrenzen entspricht dem katastermäßigen Bestand vom .................. und

gilt für Übersichtszwecke. Rechtsansprüche können aus der Darstellung nicht abgeleitet werden.

Datum Siegel Unterschrift

Beschluss vom 29.08.2001

Planteil - Ausschnitt Bebauungsplan "Qualisch II" M 1:500

PLANZEICHENERKLÄRUNG  (nach Planzeichenverordnung)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-11 BauNVO)

WA Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO

zulässig sind Wohngebäude, die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden,

Schank- u. Speisewirtschaften, nicht störende Handwerksbetriebe sowie kirchliche, 

kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Anlagen.

FÜLLSCHEMA/ ERKLÄRUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

VERKEHRSFLÄCHEN/ STELLPLÄTZE

private Verkehrsfläche nach § 9 Abs. 1 Pkt. 11 BauGB

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen Wegrecht für Feuerwehr 

Rückstoßmöglichkeit/ Wendehammer (§ 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie (§ 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

GRÜNFLÄCHEN

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern Biotopvernetzung durch 

Unterpflanzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN/ DARSTELLUNG OHNE NORMCHARAKTER

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

mögliche Parzellengrenze, nicht bindend, Parzellennummer

vorhandene Flurstücksgrenze und Flurstücksnummer

Bemaßung in Meter

Anpflanzen von Bäumen (Standortdarstellung ohne Normencharakter)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)


